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Venezuela und Chávez 

Mit ihm ist Lateinamerika stabiler 
Es gäbe einige Gründe, Hugo Chávez abzuwählen. Doch eine Niederlage des venezolanischen Präsidenten  
hätte nicht nur im Land selbst, sondern auch für die umliegenden Staaten negative Konsequenzen. 

Von Raul Zelik

Falls nicht noch etwas Unvorhergesehenes 
geschieht, wird Venezuelas Präsident Hugo 
Rafael Chávez Frías – trotz Krebserkrankung 
und der offensichtlichen Ermüdungserschei-
nungen seiner Bolivarischen Revolution – aus 
den Wahlen am 7. Oktober erneut als Sieger 
hervorgehen. Bei den meisten Umfragen liegt 
der Staatschef in Führung. Der Kandidat der 
Rechten, Henrique Capriles Radonski, be-
müht sich zwar durchaus um 
eine sozialdemokratische Rheto-
rik und verspricht, an den beste-
henden Sozialprogrammen fest-
zuhalten. Doch zu eindeutig re-
präsentiert er die traditionellen 
Eliten, die auch nach dreizehn 
Jahren Linksregierung über un-
glaublichen Reichtum verfügen 
und der einfachen Bevölkerung 
überwiegend mit Verachtung 
begegnen. 

Mit einem Sieg der Oppo-
sition würde sich Venezuela 
wieder stärker den ökonomischen und geo-
politischen Interessen der USA unterordnen 
(zum Beispiel eine deutlich geringere Betei-
ligung an den Einnahmen der dort noch im-
mer ansässigen ausländischen Ölkonzerne 
akzeptieren) und zur neoliberalen Privatisie-
rungspolitik zurückkehren. Ein wesentliches 
Problem für die bürgerlichen Parteien ist, 
dass sie – anders als etwa die Rechte 1990 in 
Nicaragua – nicht auf den Angstfaktor zählen 
können. Damals, bei der Abwahl der Sandi-
nistInnen, spielte die Furcht, ein neuerlicher 
Sieg der Linken könnte den Contra-Krieg neu 
aufflammen lassen, eine entscheidende Rolle. 
In Venezuela ist es heute umgekehrt: Ohne 
Chávez wäre die Zukunft ungewiss. Denn 
eine Rechtsregierung müsste mit heftigem 
Widerstand aus der Bevölkerung und Teilen 
des Staatsapparats rechnen. Vieles spricht 
dafür, dass die Lage dabei ausser Kontrolle 
geraten könnte. 

Gemischte Bilanz

Was macht Chávez  – der schon jetzt mehr 
Wahlen gewonnen hat als fast alle europäi
schen PolitikerInnen – so erfolgreich? Eigent
lich gäbe es ausreichend Gründe für eine 

Abwahl des Präsidenten: Obwohl in der Ver-
fassung vom Aufbau einer Beteiligungs- und 
Rätedemokratie die Rede ist, erweist sich der 
Klientelstaat in Venezuela als quicklebendig. 
Die im ganzen Land gegründeten Nachbar-
schaftsräte, die eigentlich die lokale Selbst-
regierung sicherstellen sollten, sind heute 
in erster Linie damit beschäftigt, sich unter
einander um den Zugang zu Geldern zu strei-

ten. Gleichzeitig ist im «boliva-
rischen» Staat eine neue Ober-
schicht entstanden, die berüch-
tigte «Boli-Bourgeoisie». Anders 
als viele Linke unterstellen, hat 
das weniger mit «Verrat» als mit 
der staatlichen Struktur selbst 
zu tun: Da der gesellschaftliche 
Reichtum in Venezuela von den 
Öleinnahmen abhängt und die-
se über den Staat verteilt werden, 
bilden Staatsbeamte und Pri-
vatunternehmer immer wieder 
einen polit-ökonomischen Filz. 

Wie es beim frühen Marx so schön heisst: 
Wenn sich Idee und Interesse begegnen, bla-
miert sich in der Regel die Idee.

Auch der Umbau Venezuelas in Richtung 
einer weniger vom Rohstoffexport abhän-
gigen sozialistischen oder wenigstens ge-
mischten Ökonomie ist kaum vorangekom-
men. Der Ökonom Victor Álvarez hat das in 
einer neuen Studie aufgezeigt: Der Anteil der 
verarbeitenden Industrie ist seit 1987 von 22,1 
auf 14,4 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
gefallen. Zwar ist die Wirtschaft im gleichen 
Zeitraum stark gewachsen, doch davon haben 
vor allem der Handel und der Bausektor profi-
tiert, die in den Händen der Privatwirtschaft 
liegen. Dank der Sozial- und Beschäftigungs-
politik der Regierung ist zwar die Armut 
deutlich zurückgegangen, doch der Anteil der 
Löhne am Gesamteinkommen ist nicht gestie-
gen. Er liegt mit 37 Prozent auf dem gleichen 
Niveau wie 1997 (während das Einkommen 
aus Kapitalbesitz weiterhin bei 42 Prozent 
liegt). Und auch die Kooperativen, denen in 
der demokratisch-sozialistischen Umgestal-
tung eine Schlüsselrolle zukommen sollte, 
sind kaum von der Stelle gekommen: Genos-
senschaften sind nur für zwei Prozent der 
wirtschaftlichen Aktivitäten verantwortlich.

Dramatisch ist die Gewaltsituation: Ca-
racas hat eine der höchsten Mordraten in 
Lateinamerika. AktivistInnen weisen immer 
wieder darauf hin, dass die Bolivarische Re-
volution einen grossen Teil der Jugendlichen 
überhaupt nicht erreicht. Das soziale Anse-
hen eines üppig mit Konsumgütern ausge-
statteten Kriminellen ist höher als dasjenige 
eines Jugendlichen, der seinen Abschluss an 
einer der vielen neu gegründeten Fachhoch-
schulen macht und zwar einen Job, aber eben 
keinen besonderen Reichtum erwarten kann. 

Errungenschaft Sozialprogramme

So bleiben die «misiones», die Sozialpro-
gramme, als die grossen innenpolitischen 
Errungenschaften der letzten Jahre. Vierzig 
Milliarden US-Dollar hat der staatliche Erd-
ölkonzern PDVSA allein 2011 in Bildungs-, 
Gesundheits-, Wohnungsbau- und Entwick-
lungsprogramme investiert. Ermöglicht 
wurde das nicht nur durch die hohen Öl-
preise, sondern auch durch die Bereitschaft 
der Regierung, die Öleinnahmen zugunsten 
der Bevölkerungsmehrheit zu verwenden. In 
Zeiten neoliberaler Raubideologie wahrlich 
keine Kleinigkeit. Doch es gibt auch noch 
ein zweites wichtiges Argument, warum die 
arme Bevölkerung mehrheitlich noch immer 
hinter Chávez steht. 

Die Veränderungen in Venezuela werden 
von Gegnerinnen wie Anhängern Chávez’ 
meist ausschliesslich mit der Person des 
Präsidenten erklärt. Dabei wird ausgeblen-
det, dass die Bevölkerung ab 1989 immer 
wieder gegen die politische Klasse rebelliert 
und dem Neoliberalismus schon vor Chávez’ 
Amtsantritt eine entscheidende Niederlage 
zugefügt hatte: Der konstante, kaum von Or-
ganisationen getragene Widerstand machte 
das Land in den neunziger Jahren faktisch 
unregierbar. Der Soziologe Andrés Antillano 
spricht in diesem Sinn vom Entstehen einer 
«plebejischen Macht», die der Motor der Ver-
änderungen im Land sei. 

Antillano zufolge ist das Verhältnis dieser 
gesellschaftlichen Kraft zur Regierung kom-
plex. Viele VenezolanerInnen würden präzi-
se zwischen «oficialismo» und «chavismo» 
unterscheiden: Man verweigere sich jeder 

politischen Repräsentation, auch derjenigen 
der Regierungspartei, sei aber für den Präsi-
denten. In den Worten Antillanos: «Chávez 
wird als Negation der Repräsentation be-
trachtet: der Kommandant, der die Abwesen-
heit eines Chefs gewährleistet, der ‹caudillo› 
als Garant der Selbstbestimmung. Oder wie 
es in einer Parole heisst: ‹Mit Chávez regiert 
das Volk.›»

Das mag bizarr klingen  – doch richtig 
daran ist, dass Chávez, obwohl alle Ent-
scheidungen im Land über ihn laufen, auch 
für machtfreie Räume sorgt, in denen Slum
bewohnerinnen und Kleinbauern zum ersten 
Mal in der Geschichte etwas zu bestimmen 
haben.

Mehr Spielraum für Brasilien

Eine Niederlage von Chávez hätte auch aus-
serhalb Venezuelas negative Konsequenzen. 
Dabei sind die Prinzipien der venezola-
nischen Aussenpolitik durchaus skandalös: 
besonders das Gerede von der «antiimperia-
listischen Schwesterrevolution im Iran» und 
die demonstrative Freundschaft mit Despo-
tien in der ganzen Welt. Die Chávez-Regie-
rung hält offensichtlich entschlossen an der 
ebenso simplen wie unsinnigen Position 
fest, dass gut sein muss, was Washington für 
schlecht befindet. 

Noch wird der Präsident von einer Welle der Begeisterung getragen: Wahlveranstaltung in Acarigua im Bundesstaat Portuguesa.   foto: Jorge Silva , Reuters

Es existiert eine 
bemerkenswerte 
Arbeitsteilung 
zwischen  
Venezuela und 
Brasilien.
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Die Wahl
Venezuelas Stimmberechtigte wählen am 

7.  Oktober ihren Staatspräsidenten für 
eine Amtsperiode von sechs Jahren. Diese 
beginnt Anfang Februar 2013. Die Haupt­
kandidaten sind der seit Februar 1999 als 
Präsident amtierende Hugo Chávez von 
der Vereinigten Sozialistischen Partei Ve­
nezuelas (PSUV) und Henrique Capriles 
Radonski von der rechtsliberalen Partei 
Gerechtigkeit Zuerst. Daneben stehen 
noch fünf weitere Präsidentschaftsanwär­
terInnen zur Wahl. 
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Am vergangenen Freitagabend hatte er als einer 
der Protagonisten im Streit um sogenannte 
Modellstädte in Honduras an einer Fernsehde-
batte teilgenommen, 24 Stunden später wurde 
er ermordet: Der Menschenrechtsanwalt Anto-
nio Trejo war bei einer Hochzeitsfeier vor einer 
Kirche in der Hauptstadt Tegucigalpa, als die 
Killer auftauchten und ihn mit fünf Schüssen 
niederstreckten. Eine gute Woche zuvor hatte 
der 41-Jährige eine Verfassungsklage gegen 
den Bau der ersten Modellstadt eingereicht.

Solche Städte sollen nach dem Willen des 
rechten Präsidenten Porfirio Lobo im Sinne von 
Sonderwirtschaftszonen internationalem Ka-
pital als exterritoriales Gebiet zur Verfügung 
gestellt werden. Die Investoren sollen dort 
ohne demokratische Kontrolle und unabhän-
gig vom honduranischen Rechtssystem nach 
Belieben schalten und walten dürfen (siehe 

WOZ Nr. 13/12). Die erste dieser Zonen ist im 
Siedlungsgebiet der ethnischen Minderheit der 
Garífuna an der Karibikküste geplant.

Trejo setzte sich als Anwalt nicht nur für 
die Rechte der Garífuna ein; er verteidigte auch 
die Interessen von drei landwirtschaftlichen 
Kooperativen, die im Aguán-Tal im Nordosten 
von Honduras Ländereien besetzt haben, die 
von Grossgrundbesitzern beansprucht werden. 
Deren Privatmilizen bedrängen die Koopera-
tiven (siehe WOZ Nr. 25/10). In Zusammenhang 
mit den Landkonflikten wurden in den vergan-
genen Jahren über achtzig Menschen ermordet. 
«Vor Gericht konnten sie Trejo nicht in die Knie 
zwingen», sagte Vitalino Álvarez, der Spre-
cher der Vereinigten Bauernorganisationen im 
Aguán-Tal, gegenüber lokalen Medien. «Statt-
dessen haben sie ihn nun ermordet.»  

Toni Keppeler

Doch auch wenn es daran nichts zu vertei-
digen gibt, stimmt auf der anderen Seite eben 
auch, dass die Aussenpolitik Venezuelas in 
Lateinamerika selbst zu einer Verschiebung 
der Kräftekonstellation beigetragen hat. Die 
US-Dominanz scheint gebrochen. Selbst treue 
Verbündete wie Kolumbien, das in den ver-
gangenen fünfzehn Jahren zu den weltweit 
wichtigsten Empfängern von US-Militärhilfe 
gehörte, sind ein Stück von Washington ab
gerückt. 

Fürs Grobe zuständig

Die lateinamerikanische Politik war im ver-
gangenen Jahrzehnt von einer bemerkens-
werten Arbeitsteilung zwischen Brasilien 
und Venezuela bestimmt: Während die 
Chávez-Regierung für das Grobe zuständig 
war  – antiimperialistische Rhetorik, Bünd-
nisse mit «Schurkenstaaten» und Aufbau 
eines sozialistischen Lagers mit Kuba, Bo-
livien und Ecuador  –, hat Brasilien die Ent-
wicklung eigenständiger lateinamerika-
nischer Strukturen vorangetrieben: Mit der 
Unasur existiert heute eine amerikanische 
Staatengemeinschaft, in der Washington 
nichts zu melden hat. Auf die Staatsstreiche 
und Umsturzversuche in Honduras, Para
guay und Bolivien hat die Staatengemein-
schaft dementsprechend, anders als früher, 
mit einer Isolierung der Putschisten reagiert. 
Und auch Handels- und Entwicklungsverein-
barungen trifft man heute lieber vor Ort. Ob 
sich dadurch etwas Grundsätzliches ändert, 
mag dahingestellt sein. 

Denn auch brasilianisches Kapital treibt 
die Erschliessung von Erdölvorkommen in 
Regenwaldregionen, die Ausweitung von So-
japlantagen oder den Bau von Superhäfen 
entschlossen voran. Die Entwicklungsmo-
delle bleiben die alten, nur die Staatsangehö-
rigkeit der InvestorInnen ändert sich. Doch 
immerhin: Wenn man bedenkt, mit welcher 
Aggressivität Lateinamerika von Europa und 
den USA ausgeplündert wurde, stellt ein sol-
cher Perspektivwechsel wahrscheinlich doch 
einen Fortschritt dar. 

Die Chávez-Regierung ist aber auch in 
einer weiteren Hinsicht aussenpolitisch er-

folgreicher, als es auf den ersten Blick scheint. 
Kolumbiens Präsident Juan Manuel Santos, 
Vertreter der traditionellen Oberschicht sei-
nes Landes, überraschte die Öffentlichkeit 
nämlich vor einigen Monaten mit der Aussa-
ge, Chávez sei durchaus ein Stabilitätsfaktor 
in der Region. Viele konnten kaum glauben, 
was sie da zu hören bekamen: Ausgerechnet 
Chávez, der von Washington der Unterstüt-
zung von Guerillas und islamischen Netzwer-
ken bezichtigt wird, soll ein Stabilitätsfaktor 
sein? 

Offensichtlich kommt es auf die Perspek-
tive an. Dass bewaffnete Aufstände heute in 
Lateinamerika diskreditiert sind, hat auch 
mit Venezuela zu tun. Der «Sozialismus des 
21. Jahrhunderts», der eher einer Renaissance 
des Wohlfahrtsstaats als einem Sozialismus 
ähnelt, verweist auf die Möglichkeit, dass sich 
durch Wahlen bisweilen eben doch etwas ver-
ändern lässt. 

Nicht zuletzt für Kolumbien ist die Per-
spektive interessant. Insofern ist es denn auch 
kein Zufall, dass die Chávez-Regierung eine 
zentrale Rolle bei der Vorbereitung der aktu-
ellen Friedensverhandlungen zwischen Bo-
gotá und der Farc-Guerilla spielte. Schon vor 
Jahren war Venezuela auf Distanz zu den ko-
lumbianischen Guerillas gegangen und hatte 
diese zu einer Beendigung des bewaffneten 
Kampfs aufgefordert. 

Die Widersprüche sind geblieben 

Das Schicksal der südamerikanischen Nach-
barstaaten ist miteinander verwoben. Die 
Lage in Venezuela ist durchaus explosiv – und 
zwar nicht aufgrund «chavistischer Sabota-
ge», sondern wegen der sozialen Widersprü-
che im Land. Vor allem in Westvenezuela 
haben Grossgrundbesitzer, kolumbianische 
Paramilitärs und Drogenhändler, korrupte 
Einheiten der Nationalgarde sowie  – unterei-
nander teilweise verfeindete  – Guerillagrup-
pen aus Venezuela und Kolumbien parallele 
Machtstrukturen aufgebaut. Ohne Chávez, der 
ein gewisses Gleichgewicht garantiert, könnte 
daraus schnell ein Flächenbrand werden. Man 
muss keine prophetischen Fähigkeiten besit-
zen, um zu begreifen, dass ein solcher Kon-
flikt an den Landesgrenzen nicht haltmachen 
würde.
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Rohstoffhandel

Zahlungen sollen offengelegt werden
Die Entdeckung neuer Rohstoffquellen in Ent-
wicklungsländern ist für diese zumeist zwie-
spältig. Der Hoffnung auf zusätzliches Ein-
kommen für den Ausbau von Infrastruktur, 
Gesundheitsversorgung und Bildung steht 
die Gefahr gegenüber, dass die Geldflüsse bei 
korrupten PolitikerInnen und bei den Rohstoff-
multis versickern. Ein Ausschuss des EU-Par
laments hat letzte Woche nun einem Vorschlag 
zugestimmt, der helfen soll, den Rohstofffluch 
für die Länder des Südens in einen Segen zu 
verwandeln. 

Die angestrebten Regeln würden Unter-
nehmen dazu verpflichten, alle Zahlungen an 
Drittländer für ihre Nutzungsrechte offenzu-
legen. Zivilgesellschaftliche Organisationen 
rohstoffreicher Länder könnten diese Zahlen 
mit den Einnahmen im öffentlichen Haushalt 
vergleichen und somit korrupte PolitikerInnen 
entlarven.

Ähnliche Regeln gibt es bereits in den 
USA. Die Finanzmarktkrise 2007 führte unter 
anderem zu Forderungen nach mehr Transpa-
renz im Finanzsystem. Deshalb verlangt der 
2010 verabschiedete Dodd-Franck Act neben 
anderen Massnahmen zu mehr Transparenz, 
dass Zahlungen an Regierungen ab einem Pro
jektumsatz von 100 000  US-Dollar pro Jahr 
nach Land und Projekt abgerechnet und veröf
fentlicht werden. Die US-Regelung erhöht den 
Druck auf die EU-Mitgliedsstaaten, die Vorgabe 
des Europäischen Parlaments umzusetzen.

Die Petition «Recht ohne Grenzen», die 
im Juni an Bundesrat und Parlament über-
geben wurde, sowie eine Anfang der Woche 
eingereichte Motion der SP-Nationalrätin Hil-
degard Fässler sollen dafür sorgen, dass sich 
auch die Schweiz als eine der weltweit grössten 
Drehscheiben für Rohstoffe nicht aus der Ver-
antwortung stiehlt.   Manuel Frick

Honduras

Menschenrechtsanwalt ermordet


